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(Nr. 11757.) Geſetz über die Wahlen zu den Magiſtraten im Gebiete der Schleswig-Hol⸗ 
5 ſteiniſchen Städteordnung. Vom 10. April 1919. 


De verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Einziger Paragraph. 

Im Gebiete der Schleswig⸗Holſteiniſchen Städteordnung ſind bis zur end⸗ 
gültigen Regelung des Gemeindewahlrechts für Wahlen zu den Magiſtraten alle 
diejenigen Perſonen wahlberechtigt, denen nach der Verordnung vom 24. Januar 
1919 das Wahlrecht zuſteht. 

Bis auf weiteres ſind den Wahlen die Wahlliſten zugrunde zu legen, auf 
Grund deren die Wahlen zu den Gemeindevertretungen ſtattgefunden haben. 

Bei gleichzeitiger Erledigung mehrerer Magiſtratsſtellen iſt die Vornahme 
der Wahlen in einem Wahlgang zuläſſig. 

Berlin, den 10. April 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
Reinhardt. Am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11758.) Verordnung, betreffend die Errichtung von Hauptfürſorgeſtellen der Kriegs⸗ 
f beſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge. Vom 20. März 1919. 


A 

) uf Grund der §§ 5, 8 und 11 der Reichs⸗Verordnung über die ſoziale 
Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge vom 8. Februar 1919 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 187) wird hiermit, was folgt, verordnet: 


Geſetzſammlung 1919. (Nr. 1475711759.) 25 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Mai 1919. 


Br 


81. 

Auf Grundlage der bereits beſtehenden Hauptfürſorgeorganiſationen der 
Kriegsbeſchädigtenfürſorge werden in Preußen 15 amtliche „Hauptfürſorgeſtellen 
der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge“ errichtet, und zwar je 
eine für die Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Poſen, Schleſien, Brandenburg, 
Pommern, Sachſen, Schleswig⸗Holſtein, Hannover, Weſtfalen und Rheinland, für 
die Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden, für die Hohenzollernſchen Lande und 
für die Stadt Berlin. 

Dieſe Hauptfürſorgeſtellen werden den Provinzialverwaltungen — in der 
Provinz Heſſen⸗Naſſau den Bezirksverwaltungen der Regierungsbezirke Caſſel und 
Wiesbaden, in den Hohenzollernſchen Landen der Hohenzollernſchen Landes⸗ 
kommunalverwaltung — und dem Magiſtrate der Stadt Berlin angegliedert. 


82. 
Von der Errichtung einer amtlichen „Landesſtelle der Kriegsbeſchädigten⸗ 
und Kriegshinterbliebenenfürſorge“ wird bis auf weiteres abgeſehen. 


Berlin, den 20. März 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. Südekum. Heine. 
Reinhardt. Am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11759.) Verordnung, betreffend die Verlängerung der Wahlzeit der Mitglieder des 
Landes⸗Waſſerſtraßenbeirats und einiger Bezirks⸗Waſſerſtraßenbeiräte. Vom 
24. März 1919. s f 


Die Preußiſche Staatsregierung verordnet in Abänderung der Verordnung vom 
2. März 1914 Gſetzſamml. S. 27), was folgt: 

Die Wahlzeit der Mitglieder des Landes⸗Waſſerſtraßenbeirats, des Rhein⸗ 
Waſſerſtraßenbeirats, des Waſſerſtraßenbeirats zu Münſter, des Weſer⸗Waſſer⸗ 
ſtraßenbeirats, des Elbe⸗Waſſerſtraßenbeirats und des Oder-Waſſerſtraßenbeirats 
wird um ein Jahr bis zum 31. März 1920 verlängert. 


Berlin, den 24. März 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Braun. Fiſchbeck. Hoff. Haeniſch. 


Südekum. Heine. 
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Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefekfammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,60 %) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


